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1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 48 „Bleichstraße“ der Gemeinde Borchen 
 

Abwägung der während der Beteiligung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB im Zeitraum vom 25.11.2022 bis 
einschl. 27.12.2022 eingegangenen Anregungen und Bedenken sowie Hinweise 

 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschlussempfehlung  
Ing.-Büro / Verwaltung 

a) betroffene Behörden  

1. Kreis Paderborn (23.11.2022)  
Zu der o. a. Planänderung bestehen aus Sicht des Kreises Paderborn keine Anregungen 
und Bedenken. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 

2. Wasserverband Aabach-Talsperre (24.11.2022)  

Die Belange des Wasserverbandes Aabach-Talsperre werden in den von Ihnen 
gekennzeichneten Bereichen nicht berührt. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 

3. Telekom Deutschland GmbH (16.12.2022)  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
  
Gegen die 1. Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 48 „Bleichstraße“ 
bestehen grundsätzlich keine Einwände. 
  
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Telekom, die 
aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich sind. Diese versorgen die vorhandene 
Bebauung. Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte 
Nutzung ihres Netzes sowie ihre Vermögensinteressen – sind betroffen. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Telekommunikationslinien in ihrem Bestand und 
in ihrem weiteren Betrieb gefährdet sind. Die Aufwendungen der Telekom müssen bei 
der Verwirklichung des Bebauungsplanes so gering wie möglich gehalten werden. 
Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen: 

 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
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Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien müssen 
weiterhin gewährleistet bleiben. 
Wir bitten deshalb, konkrete Maßnahmen so auf die vorhandenen 
Telekommunikationslinien abzustimmen, dass eine Veränderung oder Verlegung der 
Telekommunikationslinien vermieden werden kann. 
  
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 
Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien 
jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und 
Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten werden, dass sie 
gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist 
deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die 
Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der 
Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
 

4. Bezirksregierung Detmold (16.12.2022)  

Die vorgelegte Planung wurde hinsichtlich der Belange der Agrarstruktur, allgemeinen 
Landeskultur, Immissionsschutz (nur Achtungsabstände nach KAS-18), 
Grundwasserschutz, Hochwasserschutz und kommunales Abwasser geprüft. 
 
Als Träger öffentlicher Belange bestehen keine Bedenken. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 

5. Vodafone GmbH (20.12.2022)  

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen 
die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich 
befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine 
Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
 

6. LWL-Archäologie für Westfalen (20.12.2022)  

Mit dem im Plan enthaltenen Hinweis auf die Meldepflicht von neu entdeckten 
Bodendenkmälern sind die Belange der Bodendenkmalpflege bereits bei der Planung 
hinreichend berücksichtigt worden. 
 
Wir bitten jedoch, den in der Begründung und in der Planzeichnung enthaltenen Hinweis 
zum Verhalten bei der Entdeckung von kultur- oder erdgeschichtlichen Funden oder 
Befunden, durch den folgenden aktuellen Hinweis zu ersetzen. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme; der Hinweis wird entsprechend aktualisiert 
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„Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und /oder naturgeschichtliche 
Bodenbefunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld 
(Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-Mail: 
lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die 
Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere 
Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder 
die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar 
ist (§ 16 Abs. 2 DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer 
sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem 
Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen 
Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der 
Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener 
Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).“ 
 

7. Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen (20.12.2022)  

Aus forstbehördlicher Sicht bestehen gegen die vorliegenden Planungen keine 
Bedenken. 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
 

8. Landesbetrieb Straßenbau NRW (22.12.2022)  

Bezugnehmend auf ihre E-Mail vom 19.11.2022 zu o.g. Verfahren bezieht die 
Straßenbauverwaltung wie folgt Stellung: 
Von Seiten des Landesbetriebes Straßenbau NRW, vertreten durch die 
Regionalniederlassung Sauerland-Hochstift, bestehen grundsätzlich keine Anregungen 
und Bedenken. 
 
Zum anderen Bebauungsplan Nr.48 „Bleichstraße“, Borchen gibt es nichts weiter 
einzuwenden. 
 
Abschließend bitte ich Sie uns über den weiteren Verfahrensablauf, hinsichtlich der 
Abwägungsergebnisse in Bezug auf die vorgebrachten Anregungen und Bedenken, 
Rechtskraft der Änderung des Flächennutzungsplanes oder eventuell Zurückstellungen 
wegen Verfahrensmängel oder Verzögerungen im Ablauf, zu informieren. 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
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9. Evangelische Kirche von Westfalen (06.12.2022)  

Gegen die obengenannte Planung bestehen keine Bedenken 

 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 

 
 

b) Bürger  

1. Bürger 1 (02.12.2022)  

Als betroffener Anwohner des Bebauungsplanes Nr. 48 „Bleichstraße“ bin ich gegen 
die vorgeschlagene Änderung. 
 

Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme; eine Abwägung ist ohne Benennung der Bedenken 
nicht möglich. 
 

 


